Aussagen der Wahlprogramme 2009 der Bundestagsparteien Alterssicherung / Rente
	
	LINKE
	SPD 
	Bündnis 90/ Grüne
	CDU
	FDP



Synopse 
Politische Zusammenfassung 
	grundlegende Aussagen und Grundsätze 
	Gegen Privatisierung und Armenfürsorge – für einen grundlegenden Kurswechsel 
Stärkung des öffentlichen Solidarsystems der gesetzlichen Rente im Umlageverfahren; Lebensstandardsicherung; Erwerbstätigenversicherung; verstärkter Solidarausgleich; kein Mensch weniger als 800 Euro im Monat zum Leben 
	Keine Alternative zu umlagefinanzierten gesetzlichen Rentenversicherung, ergänzt um die betriebliche und private Altersvorsorge; 
Erwerbstätigenver​sicherung; Verlängerung Renten nach Mindest​einkommen bis 2010; Verlängerung geförderte Altersteilzeit bis 2015
	Gesetzliche Alterssicherung „Kernstück“
„Garantierente“ – Aufstockung der Rentenansprüche für langjährig Versicherte; eigenständige Ansprüche durch obligatorisches Rentensplitting;  Bürgerversicherung
	Erfolg seit 2005: 

Generationenvertrag auf solidere Basis gestellt und GRV finanziell konsolidiert (Rente 67)

Steuerfinanzierte Aufstockung der Leistungen für vollzeitbeschäftigte langjährig Versicherte
	Stärkung der betrieblichen und privaten Vorsorge; Übergang in Rente ab 60 (mit entsprechenden Abschlägen); partielle Anrechnungsfreiheit von privater und betrieblicher Altersvorsorge bei Grundsicherung im Alter 

	Bewertung des rentenpolitischen Paradigmenwechsel (Teilprivatisierung plus Senkung des Rentenniveaus in der Rentenversicherung) 
	Rentenreformen senkten das Renteniveau; Abkehr von Prinzip der Lebensstandardsicherung;  Teilprivatisierung der Alterssicherung  nutzt nur Versicherungskonzernen und Unternehmen. kein Schutz vor Finanzkrisen bei privater Alterssicherung
	Ausbau betriebliche und private Vorsorge „Erfolg sozialdemokratischer Politik“

Rente 67 „unumgänglich“
	Rentenreformen haben Rentenbeitragszahlungen begrenzt, „jedoch zu Lasten der zukünftigen Rentnerinnen und Rentner; 

Finanzkrise – Dämpfer für private Absicherung

„gegensteuern“
	Die Ergänzung der gesetzlichen Renten durch private oder betriebliche Altersvorsorge und zusätzliche (sic!) Einkommen bieten auch bei geringen Renten in fast allen Fällen einen auskömmlichen Lebensunterhalt  
	Weitergehender Umbau der Alterssicherung in Richtung privater Kapitaldeckung


Ausführlich
	Rolle für gesetzliche Rentenversicherung
	Für starke öffentliche Solidarsysteme und deren verlässliche und gerechte Finanzierung durch Umlageverfahren
Stärkung des öffentlichen Solidarsystems 
Lebensstandardsicherung 

Streichung sämtlicher Kürzungsfaktoren, damit die Rente wieder der Lohnentwicklung folgt

Schrittweise Aufhebung der Beitragsbemessungs​grenze und Abflachung der dadurch erworbenen Rentenansprüche
	In Kombination mit betrieblicher und privater Vorsorge „keine bessere Alternative“
Renten müssen Gegenleistung für gezahlte Beiträge bleiben
	„Kernstück“ der Alterssicherung – muss es auch bleiben
Beibehaltung der anteiligen Mitfinanzierung durch Arbeitgeber


	„erfolgreichste Instrument zur Vermeidung von Altersarmut“

„auch künftig“ verlässliche und gerechte Beteiligung an der allgemeinen Einkommensent​wicklung“ , aber (!) „ohne der jüngeren Generation … Chancen zu nehmen“
	„in Zukunft nur noch eine Grundversorgung“ 
Die steigende Lebenserwartung soll direkter für jeden Jahrgang bei der Berechnung der gesetzlichen Rente berücksichtigt werden („generationengerechte Verteilung der Lasten“)
Stärkung der privaten und betrieblichen Altersvorsorge 



	Ausweitung zu Erwerbstätigen​versicherung
	Ausbau zu einer solidarischen Erwerbstätigenver​sicherung (inkl. Selbstständige, BeamtInnen, PolitikerInnen) 
	Einbeziehung von Solo-Selbstständigen, sofern sie nicht in einem berufsständischen Versorgungswerk versichert sind
Langfristig: Erwerbstätigenver​sicherung
	Langfristig: Bürgerversicherung, in die alle Erwachsenen unabhängig von Erwerbstatus mit Beiträgen auf alle Einnahmen einzahlen; 
	Ablehnung einer Erwerbstätigenver​sicherung
	

	Altersarmut 

Maßnahmen
	Kein Mensch darf im Rentenalter weniger als 800 Euro im Monat zum Leben haben (aus gesetzlicher Rente oder Grundsicherung)
Leistungsniveau der GRV anheben

Solidarischen Ausgleich ausbauen durch Aufwertung von Zeiten der Erwerbslosigkeit, Kinderbetreuung – auch vor 1992 -, Pflege und niedrigen Löhnen (Rente nach Mindesteinkommen)

	(implizit als Gefahr anerkannt)
Verlängerung der Rente nach Mindesteinkommen bis 2010;  begrenzte Höherbewertung von Zeiten der Langzeitarbeits​losigkeit, falls 30 Entgeltpunkte nicht erreicht bei Rentenbeginn  
	Viele Menschen treibt die Angst um, im Alter arm zu sein.
„Garantierente“ für alle langjährig Versicherten – auch jetzige RentnerInnen: steuerfinanzierte Aufstockung der Ansprüche in GRV; höhere Rentenbei​träge für Langzeit​arbeitslose: Anhebung auf früheres Niveau, später: Angleichung an Alg I Anspruch

Freistellung der Ersparnisse auf „Altersvorsorgekonto“
	(Gefahr von Altersarmut wird anerkannt)
Für eine Rente oberhalb des Existenzminimums für Menschen, die ein Leben lang Vollzeit beschäftigt waren; bedarfsabhängig und steuerfinanziert (Aufstockung der Rentenansprüche) 

Kindererziehungs​zeiten bei der Rente „noch besser“ berücksichtigen
	

	Eigenständige Absicherung für Frauen
	Eigenständige Alterssicherung für Frauen
	
	Eigenständige Rentenansprüche durch obligatorisches Rentensplitting schon in Ehe; parallel Reduktion der Witwenrente
	
	

	Rente ab 67


	Weg mit der Rente ab 67 


	Abhebung war „unumgänglich“ 

	„Eine längere Lebensarbeitszeit ist nur dann zu vertreten, wenn es für die älteren Menschen auch die Chance gibt zu arbeiten – wir werden prüfen, was wir tun können, damit die Rente mit 67 nicht bloß eine Rentensenkung durch die Hintertür ist.“
	Beitrag zur Verlässlichkeit der Altersvorsorge; „maßvoll“  
	

	Altersübergang
	flexibler Ausstieg vor dem 65 Lebensjahr; Verlängerung der Förderung der Altersteilzeit durch die BA; für einen erleichterten und abschlagsfreien Zugang zu Erwerbsminderungsrente; Wiedereinführung Berufsunfähigkeitsrente
	Mehr Flexibilität im Übergang in Rente; geförderte Altersteilzeit bis 2015; Teilrente bei paralleler Teilzeitbeschäftigung bei 60; Abkauf von Abschlägen bei früherem Rentenzugang durch zusätzliche Beiträge; (Statt Leistungsver​besserungen in der Erwerbsminderungs​rente:) Anspruch auf geförderte sozialversicherungs​pflichtige Beschäftigung für deutlich leistungs​geminderte Langzeit​arbeitslose über 60
	Senkung der Altersgrenze für abschlagsfreie Erwerbsminderungs​rente auf 63

Teilrente ab 60
	
	Flexible und selbstständige Gestaltung des Altersübergangs ab 60. Lebensjahr mit Abschlägen, wenn kombinierte Ansprüche über Grundsicherungsniveau; Abschaffung aller Zuverdienstgrenzen neben dem Rentenbezug

	Rente Ost – West

	Anhebung des Rentenwert Ost auf Westniveau; Beibehaltung der „Hochwertung der Verdienste ostdeutscher Beschäftigter …, bis eine Angleichung bei Löhnen und Gehältern erfolgt ist“
Die Rentenungerechtigkeit zwischen Ost und West beseitigen; Überführungslücken und –ungerechtigkeiten beseitigen
	Einheitliches Rentensystem in Ost und West in der kommenden Legislaturperiode
	Keine Ungleichbe​wertung der Lebens​arbeitsleistungen; gültige Höher​bewertung der Entgeltpunkte berechtigt; Hochwertung bei allen Geringverdienenden 
	Für eine einheitliches Rentensystem in Ost und West
	Vereinheitlichung des Rentenrechts Ost – West; bei Rentenüberleitung für einzelne Versicherten​gruppen „faire Nachversicherungs​lösung“

	Maßnahmen zu geförderter privater und betrieblicher Alterssicherung 
	Überführung der staatlichen Unterstützung und Ansprüche für die private Vorsorge in Erwerbstätigenver​sicherung
	Auch das Risiko der Erwerbsunfähigkeit soll „Obligatorisch und zu gleichen Konditionen“ abgesichert werden
	„Außerdem haben alle Vorstellungen, dass Produkte des Kapitalmarktes zukünftig eine noch stärkere Rolle in der Altersvorsorge übernehmen könnten, durch die Finanzkrise einen starken Dämpfer bekommen. Deshalb müssen wir gegensteuern.“ 
Altersvorsorgekonto: Zusammenführung privater und betrieblicher Alterssicherung; Förderung verbesserungswürdig: „Das grüne Altersvorsorgekonto konzentriert die Förderung stärker als bisher auf Geringverdiener und mittlerer Einkommen.“
	Öffnung für weitere Personengruppen; Vereinfachung der steuerlichen Förderung und Entbürokratisierung
	Stärkung privater und betrieblicher kapitalgedeckter Vorsorge; Öffnung der Riesterförderung für alle Bürger, auch Selbstständige; Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten in der kapitalgedeckten Alterssicherung; vollumfänglicher Schutz gegen Erwerbs​minderung; Verbesserung der Portabilität von betrieblicher Altervor​sorge; partielle Anrechungsfreiheit von privater und betrieblicher Altersvorsorge bei Grundsicherung im Alter (100 Euro frei; darüber hinaus wird 60% des Einkommens angerechnet)

	Komplementäre Maßnahmen
	Gute Arbeit, gute Löhne; gesetzlicher Mindestlohn; Umwandlung prekäre in sozialversicherungs​pflichtige Beschäftigung
	„Beschäftigungsfähig​keit“ erhalten; Erhöhung der Erwerbs​beteiligung älterer AN; Gute Arbeit – existenz​sichernde Löhne
	„Altersarbeit“ fördern
	
	Gewinnbeteiligungen sollen in die abgabenfreie Entgeltumwandlung einbezogen werden
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